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I. Allgemeine Bestimmungen

A. Geltungsbereich

Art. 1 Allgemeines

Art.2 Behörden
im Nebenamt

Art. 3 Geltung des
kantonalen Rechts

B. Begriffe

Art. 4 Angestellte

1 Dieser Verordnung untersteht das Personal der
Politischen Gemeinde Feh raltorf.

2 Die Arbeitsverhä ltn isse der Vol kssch u I leh rkräfte
richten sich nach dem kantonalen Gesetz über
das Arbeitsverhältnis der Lehrpersonen an der
Volksschule (Lehrerpersonalgesetz) mit den
dazu gehöri gen Verord n u n gen.

3 Die Arbeitsverhältnisse der kommunalen Lehr-
personen richten sich nach den kantonalen
Regelungen und Empfehlungen. Die Schulpfle-
ge regelt die erforderlichen Anstellungsbedin-
gungen und legt die Besoldungen fest.

Die Rechtsbeziehungen zwischen Gemeinde und
Mitgliedern von Behörden und Kommissionen
richten sich nach einer separaten Verordnung.

Soweit diese Verordnung keine Regelung trifft,
gelten sinngemäss die Bestimmungen des kanto-
nalen Personalgesetzes und seiner Ausführungs-
erlasse.

Angestellte sind Personen, die unbefristet oder
befristet, mit einem vollen oder einem teilweisen
Pensum im Dienst der Politischen Gemeinde Fehr-
altorf stehen, eingeschlossen die gemäss Ver-
fassung oder Gesetz vom Volk auf Amtsdauer
gewählten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Die Anstellung des Personals erfolgt, soweit nicht
spezielle Verordnungen etwas anderes bestim-
men und soweit nicht die Volkswahl vorgesehen
ist, durch die Exekutive.

1

Art, 5 Anstellungsinstanz



Eç GEMEINDE FEHRALTORF

Art. 6 Exekutive

C. Personalpolitik

Art.7 Grundsätze der
Personalpolitik

D. Gesamtarbeitsverträge

Art. I Grundsatz

Art.9 Vertragspartner

Art, 10 Vertragsform

II. Arbeitsverhältnis

A. Grundsätzliches

Art, 11 Rechtsnatur

Art. 12 Stellenpläne

Als Exekutive wird in der Politischen Gemeinde
der Gemeinderat bezeichnet.

Die Exekutive bestimmt die Personalpolitik und
schafft Instrumente zu ihrer Umsetzung, ins-
besondere solche zur Führung und Förderung
des Personals. Sie sorgt für eine stufengerechte
Personal- und Kaderplanung.

1 Die Exekutive kann in Bereichen, zu deren
Regelung sie abschliessend zuständig ist, mit
den Personalverbä nden Gesamtarbeitsverträge
für das gesamte Personal oder für einzelne Per-
sonalgruppen abschliessen oder sich anderwei-
tigen Gesamtarbeitsverträgen anschliessen.

2 Der Gesamtarbeitsvertrag wird Bestandteil der
ei nzel nen Arbeitsverhältnisse.

Vertragspartner sind Orga n isationen, die wesent-
liche Teile des Personals vertreten.

Gesa mta rbeitsverträ ge bed ü rfen der Sch riftform.

Das Arbeitsverhältnis ist öffentlich-rechtlich.

2

Die Exekutive legt den Stellenplan fest
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B. Begründung

Art. 13 Begründung l Das Arbeitsverhältnis wird durch schrift-
liche Verfügung und deren Annahme begrün-
det.

2 Es kann in begründeten Fällen (insbesondere
Teilzeit-, Aushilfs- und Lehrverhältnisse) mit
öffentlich-rechtlichem Vertrag begründet wer-
den. Dieser kann hinsichtlich des Lohnes, der
Arbeitszeit, der Ferien sowie der Beendigung
des Arbeitsverhä ltn isses von d ieser Verord n u n g

a bweichen.

Art, 14 Zuständigkeit Die Exekutive bezeichnet die Anstellungsinstanz,
soweit sie sich nicht aus der Gemeindeordnung
oder anderen Erlassen ergibt.

Art. 15 Stellenausschreibung Offene Stellen sind in der Regel öffentlich auszu-
schreiben. Auf die Ausschreibung kann verzichtet
werden, wenn die Stelle auf dem Berufungsweg
besetzt werden kann.

Art. 16 Mitarbeit von
Familienangehörigen
oder Drittpersonen

Sofern die Gemeinde von Angestellten die Mit-
wirkung von Familienangehörigen oder Drittper-
sonen verlangt, wird mit diesen ein separates
Arbeitsverhältn is beg rü ndet,

C. Dauer

Art. 17 Im Allgemeinen 1 Das Arbeitsverhältnis wird in der Regel unbe-
fristet mit der Möglichkeit der Kündigung be-
g rü ndet.

2 Befristete Arbeitsverhältnisse sind grundsätz-
lich für längstens zwei Jahre zulässig und gelten
nach dessen Ablauf als unbefristet. Wird das be-
fristete Arbeitsverhältnis in begründeten Fällen
weiter verlängert, hat es die Wirkungen eines
unbefristeten Arbeitsverhältn isses. Vorbehalten
bleiben besondere Bestimmungen über die An-
stellungsdauer und die Kündigungsfristen für
Anstellu ngsverhä ltnisse m it Ausbi ldu ngscha rak-

3
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D.

Art. 18 Probezeit

Änderung des
Arbeitsverhältnisses

teç für Lehraufträge von Fachlehrkräften oder
für Anstellungen mit aus anderen Gründen zeit-
lich begrenzten Aufgaben.

3 Alle dieser Verordnung unterstehenden Arbeits-
verhältnisse, ungeachtet des Beschäftigungs-
grades, werden für die Berechnung der Dienst-
jahre berücksichtigt.

1 Die ersten drei Monate des Arbeitsverhältnisses
gelten als Probezeit,

2 Während der Probezeit beträgt die Kündigungs-
frist beidseitig sieben Tage.

3 Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit
infolge Krankheit, Unfall oder Erfüllung einer
gesetzlichen Pflicht wird die Probezeit entspre-
chend verlängert.

1 Erfordert es der Dienst oder der wirtschaftliche
Personaleinsatz, können Angestellte
a) unter Wahrung einer angemessenen Frist

an einen anderen Arbeitsplatz versetzt
b) oder es kann ihnen eine andere Tätigkeit

zugewiesen werden.
2 Auf die Zumutbarkeit, die Ausbildung, die

Eignung und die persönlichen Verhältnisse ist
dabei Rücksicht zu nehmen.

1 Angestellte können von der Anstellungsinstanz
jederzeit vorsorglich im Amt eingestellt werden,
wenn
a) genügend Hinweise auf das Vorliegen eines

wichtigen Grundes zur Auflösung des
Arbeitsverhältnisses bestehen,

b) wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein
Strafverfahren eingeleitet worden ist, oder

c) zwingende öffentliche Interessen oder eine
Administrativuntersuch ung dies erfordern.

Art, 19 Versetzung und
Zuweisung anderer
Arbeit

Art. 20 Vorsorgliche
Massnahmen

4
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E. Beendigung

Art. 21 Beendigungs-
gründe

2 Die Anordnung ist unverzüglich der Exekutive,
sofern sie nicht von dieser selbst verfügt wor-
den ist, zur Genehmigung zu unterbreiten. Die
Exekutive entscheidet über Weiterausrichtung,
Kürzung oder Entzug des Lohnes.

Das Arbeitsverhältnis endet durch :

a) Kündigung,
b) Ablauf einer befristeten Anstellung,
c) Auflösung in gegenseitigem Einvernehmen,
d) Auflösung aus wichtigen Gründen,
e) Altersrücktritt,
f) Entlassung altershalbeç Entlassung

inva liditätshalber,
g) Tod,
h) Verzicht auf Wiederwahl oder Nichtwieder-

wahl bei Ablauf der Amtsdauer sowie
Entlassung auf eigenes Gesuch bei auf
Amtsdauer gewählten Angestellten,

i) Vereinbarung über die Beendigung des
Arbeitsverhä ltn isses.

Art. 22 Kündigung 1 Die Frist für die Kündigung des Arbeitsverhält-
(Frist, Termin, Form, nisses nach Ablauf der Probezeit beträgt drei
Kündigung zur Unzeit) Monate,

2 Vorbehalten bleibt im Einzelfall die Abkürzung
oder Verlängerung der Kündigungsfrist im ge-
genseitigen Einvernehmen,

3 Das Arbeitsverhältnis kann jeweils auf Ende
eines Monats beendet werden. Die Exekutive
bezeichnet die Arbeitsverhältnisse, für welche
abweichende Endtermine gelten sollen.

Die Kündigung wird durch die Anstellungsin-
stanz schriftlich mitgeteilt, Innert 10 Tagen nach
Mitteilung kann schriftlich eine Begründung der
Kündigung verlangt werden, Innert dreissig Ta-
gen ab schriftlicher Begründung der Kündigung
kann bei der Anstellungsinstanz Einsprache er-

5

Art, 23 Kündigungsschutz
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Art.24 Kündigung im
Zusammenhang
mit der Leistung und
dem Verhalten

Art. 25 Kündigung
zur Unzeit

Art. 26 Kündigungsschutz
bei Diskriminierung
aufgrund des
Geschlechts

hoben werden. Wird keine Einsprache erhoben,
verwirkt das Recht auf Rekurserhebung. In der
Kündigung ist auf den Begründungsanspruch
und die Verwirkungsfolge hinzuweisen.

2 Die Kündigung darf nicht missbräuchlich nach
den Bestimmungen des Obligationenrechts sein
und setzt einen sachlich zureichenden Grund
voraus,

3 Erweist sich die Kündigung als missbräuchlich
oder sachlich nicht gerechtfertigt, und wird der
oder die Angestellte nicht wieder eingestellt,
so bemisst sich die Entschädigung nach den
Bestimmungen des Obligationenrechts über die
missbräuchliche Kündigung. Die Ausrichtung
einer Abfi ndung bleibt vorbehalten.

1 Bevor die Anstellungsinstanz eine Kündigung
aufgrund mangelhafter Leistung oder unbefrie-
digenden Verhaltens ausspricht, räumt sie
dem oder der Angestellten eine angemessene
Bewährungsfrist von längstens sechs Monaten
ein.

2 Vorwürfe, die zu einer Kündigung Anlass ge-
ben, müssen durch eine Mitarbeiterbeurtei-
lu ng, sch riftliche Abmah nungen oder schriftlich
protokol I ierte M ita rbeitergespräche belegt wer-
den.

1 Tatbestand und Rechtsfolgen der Kündigung
zur Unzeit richten sich nach den Bestimmungen
des Obl igationenrechts.

2 Eine fortgesetzte Kündigungsfrist verlängert
sich bis zum nächstfolgenden Monatsende.

Der Kündigungsschutz bei Diskriminierung auf-
grund des Geschlechts richtet sich nach dem
Gleichstellungsgesetz. Ausgenommen ist die
gerichtliche Anordnung der provisorischen Wie-
dereinstellung des oder der Angestellten für die
Dauer des Verfahrens.

6
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Art. 27 Fristlose Auflösung
aus wichtigen
Gründen

Art. 28 Angestellte auf
Amtsdauer

Art. 29 Beendigung im
gegenseitigen
Einvernehmen

Art. 30 Entlassung
altershalber und
infolge Invalidität

Art. 31 Leistungen bei
Beendigung infolge
Invalidität, Entlassung
altershalbeç Alters-
rücktritt und Tod

l Das Arbeitsverhältnis kann aus wichtigen
Gründen beidseitig ohne Einhaltung von Fristen
jederzeit aufgelöst werden. Die Auflösung er-
folgt schriftlich und mit Begründung,

2 Als wichtiger Grund gilt jeder Umstand, bei
dessen Vorhandensein nach Treu und Glauben
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses nicht
zumutbar ist.

3 Bei den vom Volk gewählten Angestellten ist
die Aufsichtsbehörde zuständig.

4 Tatbestand und Rechtsfolgen der fristlosen Auf-
lösung richten sich nach den Bestimmungen des
Obligationenrechts.

1 Das Arbeitsverhältnis der auf Amtsdauer ge-
wählten Angestellten endet mit dem Tag des Ab-
laufs der Amtsdauer.

2 Die Angestellten können auf ihr Gesuch hin
auch während der Amtsdauer mit einer Frist
von sechs Monaten auf das Ende eines Monats
entlassen werden, wenn dadurch nicht wesent-
liche Interessen der Gemeinde beeinträchtigt
werden, Die Wahl- oderAufsichtsbehörde kann
dem Entlassungsgesuch auf eine kürzere Frist
entsprechen,

Das Arbeitsverhältnis kann im gegenseitigen Ein-
vernehmen abweichend von den Bestimmungen
dieser Verordnung beendet werden.

1 Angestellte scheiden spätestens auf das Ende
des Monats, in welchem sie das ordentliche AHV-
Rentenalter erreichen, aus dem Dienst aus.

2 Die Exekutive regelt das Verfahren bei Entlas-
sung wegen Invalidität.

Die Leistungen richten sich nach den Bestim-
mungen über die Versicherung des Gemeinde-
personals.

7
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Art. 32 Ablauf der befristeten
Anstellung

Art. 33 Abfindung

Art, 34 Sozialplan

III. Rechte und Pflichten
der Angestellten

A. Rechte

Art. 35 Schutz der
Persönlichkeit

Art, 36 Lohn

1 Befristete Arbeitsverhältnisse enden ohne vor-
herige Ankündigung mit Ablauf der Befristung.

2 Besteht die Absicht, das Arbeitsverhältnis in
ein unbefristetes umzuwandeln, so teilt dies die
Gemeinde der betroffenen Person rechtzeitig
mit.

Eine allfällige Abfindung kann von der Exekutive
festgesetzt werden.

Bei einem Stellenabbau im grösseren Umfang
muss die Exekutive einen Sozialplan erstellen.

1 Die Gemeinde achtet die Persönlichkeit der An-
gestellten und schützt sie, Sie nimmt auf deren
Gesundheit gebührend Rücksicht,

2 Sie trifft die zum Schutz von Leben, Gesundheit
und persönlicher Integrität ihrer Angestellten
erforderlichen Massnahmen.

1 Der Lohn bildet das Entgelt für die amtliche Tä-
tigkeit,

2 Die Besoldung des Personals wird durch die
Exekutive im Rahmen der Lohnklassen des Kan-
tons Zürich festgelegt.

3 Der Lohn berücksichtigt die mit der Funktion
verbundenen Anforderungen, die individuellen
Leistungen, das Verhalten am Arbeitsplatz und
die persönlichen Erfahrungen sowie vergleich-
bare Richtpositionen beim Kanton und anderen
Gemeinden,

a Die Angestellten haben für die zu ihren Pflichten
gehörenden Verrichtungen keinen Anspruch auf
Gebührenanteile, Taggelder, Provisionen und

B
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Art, 37 Auszahlung des
Jahreslohnes

Art, 38 Einreihungsplan

Art. 39 Lohnklassen und
Stufen

Art. 40 Leistungsklassen

Art. 41 Anfangslohn,
Anlaufstufen

sonstige Entschädigungen. Solche Leistungen
fallen in die Gemeindekasse.

s Für die Dauer der Kündigungsfrist ist der bishe-
rige Lohn beizubehalten. Vorbehalten bleiben
Anordnungen bei vorsorglicher Einstellung im
Amt,

1 Der Jahreslohn wird in 13 gleichen Teilen aus-
bezahlt, zwölf davon monatlich.

2 Die Exekutive regelt die Einzelheiten und legt
fest, auf welchen Zulagen der 13. Monatslohn
ausgerichtet wird,

3 Bei Ein- oder Austritt im Laufe des Jahres wer-
den die Betreffnisse der 13. Rate anteilmässig
ausbezahlt.

Die Stellen werden von der Exekutive entspre-
chend ihren Anforderungen in Funktionsgruppen
eingereiht, denen Lohnrahmen zugeordnet wer-
den.

Es gelten die Lohnklassen und Lohnstufen des
Kantons,

Es gelten jeweils die beiden nächsthöheren Lohn-
klassen des Einreihungsplanes als erste und zwei-
te Leistungsklasse.

1 DerAnfangslohn wird in der Regel in den Erfah-
rungsstufen der Einreihungsklasse festgesetzt.
Bei der Festsetzung werden namentlich Erfah-
rungen in frriherer Stellung, ausgewiesene Fä-
higkeiten und besondere Eignung für die neue
Stelle berücksichtigt.

2 Der Lohn wird in einer Anlaufstufe festgesetzt,
wenn die oder der Angestellte
a) die ftlr die Einreihung der Stelle vorausge-

setzten Anforderungen an die Ausbildung oder
Erfahrung noch nicht erfüllt,

b) eine besonders intensive Einarbeitung be-
nötigt, oder

I



Ë,q
GEMEINDE FEHRALTORF

Art. 42 Generelle
Lohnanpassungen

Art, 43 Individuelle
Lohnanpassung

Art. 44 Einmalzulagen
und Anreize

Art. 45 Naturallohn

Art,46 Lohnberechnung
bei Teilzeitverhält-
nissen

c) die Funktion anfänglich nur mit beschränkter
Verantwortung überni mmt.

3 Die Anstellungsinstanz kann den Anfangslohn
maximal 2 Lohnklassen tiefer ansetzen.

Die für das Staatspersonal anwendbaren Be-

schlüsse über generelle Teuerungszulagen, Real-

lohnerhöhungen oder Lohnreduktionen gelten in
der Regel auch für das Personal der Gemeinde'
Der Entscheid liegt bei der Exekutive,
Über individuele Lohnerhöhungen und Rückstu-
fungen entscheidet die Exekutive aufgrund perio-
discher Mitarbeitergespräche und der finanziellen
Möglichkeiten der Gemeinde,

Die Exekutive kann besondere Leistungen mit
einer einmaligen Zulage oder anderen Anreizen
belohnen.

1 Der Gegenwert von Naturalleistungen in Form

von Verpflegung und Wohnung für die Ange-
stellten selbst und für Familienangehörige kann
mit der Lohnzahlung verrechnet werden.

2 Die Exekutive setzt den Abzug unter Berück-
sichtigung der Verhältnisse fest,

1 Sofern kein Stundenlohn vereinbart ist, richtet
sich die Höhe des Lohnes und sämtlicher Zula-
gen nach dem Grad der Beschäftigung'

2 Für Teilzeitangestellte kann die Exekutive pau-

schale Stundenlöhne festlegen, in denen Ent-
schädigungen für Urlaub, Ferien, Freitage oder
Dienstaltersgeschenke etc, eingerechnet sind'

Art. 47 Zulagen Sozialzulagen und Dienstaltersgeschenke werden
den Angestellten im gleichen Umfang gewährt,
wie sie der Kanton Zürich für das Staatspersonal
ausrichtet.

Art, 48 Gewinnung oder Die Exekutive kann zur Gewinnung oder Erhaltung
Erhaltung vorzüglicher vorzüglicher Angestellter in wichtiger Stellung in

Angestellter seinem Aufgabenbereich ausnahmsweise eine

10
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Erhöhung des Lohnes bis auf einen Viertel über
dem vorgesehenen Höchstlohn gewähren,

Art. 49 Ersatz von Auslagen Die Exekutive regelt den Ersatz dienstlicher Aus-
lagen.

Art. 50 Vereinsfreiheit Die Vereinsfreiheit der Angestellten ist im Rah-
men des Verfassu n gsrechts gewä h rleistet, i nsbe-
sondere das Recht, Personalverbände zu gründen
und ihnen anzugehören,

Art. 51 Niederlassungs-
freiheit

Art. 52 Mitarbeiter-
beurteilung

Art. 53 Zeugnis

Art, 54 Mitsprache

1 Die Niederlassungsfreiheit der Angestellten ist
gewährleistet.

2 Wenn es zurAmtsausübung zwingend erforder-
lich ist, kann die Anstellungsinstanz die An-
gestellten zur Wohnsitznahme an einem be-
stimmten Ort oder in einem bestimmten Gebiet
verpflichten oder ihnen eine Dienstwohnung zu-
weisen.

1 Die Angestellten haben Anspruch auf regelmä-
ssige Beurteilung von Leistung und Verhalten,

2 Die Exekutive regelt die Einzelheiten.

1 Die Angestellten können jederzeit ein Zeugnis
verlangen, das über die Art und die Dauer des
Arbeitsverhältnisses sowie über ihre Leistungen
und ihr Verhalten Auskunft gibt.

2 Auf besonderes Verlangen der Angestellten hat
sich das Zeugnis auf Angaben über die Art und
Dauer des Arbeitsverhältnisses zu beschrä nken.

I Vor dem Erlass und vor der Änderung von Be-
stimmungen des Personalwesens steht dem be-
troffenen Personal das Recht auf Vernehmlas-
sung zu.

2 Die Exekutive regelt die Beziehungen zu Perso-
nalverbänden und Personalausschüssen,

11
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B Pflichten

Art. 55 Grundsatz

Art. 56 Annahme von
Geschenken

Art. 57 Verschwiegenheits-
pflicht und Ausstands-
pflicht

Art, 5B Arbeitszeit

Art, 59 Nebenbeschäftigung

72

Die Angestellten haben sich rechtmässig zu ver-
halten, die Rechte und Freiheiten des Volkes zu
achten/ die ihnen übertragenen Aufgaben persön-
lich, sorgfältig, gewissenhaft und wirtschaftlich
auszuführen und die Interessen der Gemeinde in
guten Treuen zu wahren.

1 Angestellte dürfen keine Geschenke oder ande-
re Vergünstigungen, die im Zusammenhang mit
ihrer dienstlichen Stellung stehen oder stehen
könnten, für sich oder andere annehmen oder
sich versprechen lassen.

2 Ausgenommen sind Höflichkeitsgeschenke von
geringem Wert.

Die Angestellten sind zur Verschwiegenheit
über dienstliche Angelegenheiten verpflichtet,
die ihrer Natur nach oder gemäss besonderer
Vorschrift geheim zu halten sind.
Diese Verpflichtung bleibt nach Beendigung des
Arbeitsverhä ltnisses bestehen.
Die Ausstandspflicht richtet sich nach dem
Gemeindegesetz und dem Verwaltungsrechts-
pflegegesetz.

l Die Exekutive regelt die Arbeitszeit, deren
Einteilung und die Ruhetage.

2 Die Angestellten können auch ausserhalb der
ordentlichen Dienstzeit und über die vereinbar-
te Arbeitszeit hinaus in Anspruch genommen
werden, wenn es der Dienst erfordert und
soweit es zumutbar ist,

3 Die Exekutive regelt den Anspruch auf den
Ausgleich oder die Vergütung von Überzeit,
Nacht-, Sonntags- und Pikettdienst.

Die Ausübung einer Nebenbeschäftigung ist nur
zulässig, wenn sie die amtliche Aufgabenerfül-
lung nicht beeinträchtigt und mit der dienst-
lichen Stellung vereinbar ist. Über bestehende



Gç
GEMEINDE FEHRALTORF

Art, 60 Öffentliche Amter

Art. 61 Vertrauensärzt-
liche Untersuchung

Ferien, Urlaub,
Abwesenheiten

Art. 62 Arbeitsfreie
Tage

oder beabsichtigte Nebenbeschäftigungen ist
die Anstellungsinstanz zum Voraus zu orientie-
ren.

2 Eine Bewilligung der Anstellungsinstanz ist
erforderlich, sofern vereinbarte Arbeitszeit be-
ansprucht wird oder wenn Zweifel bestehen, ob
die Nebenbeschäftigung mit Abs. 1 vereinbar
ist. Die Bewilligung kann mit Auflagen zur Kom-
pensation beanspruchter Arbeitszeit und zur
Abgabe von Nebeneinnahmen verbunden wer-
den.

1 Angestellte, die sich um ein öffentliches Amt
bewerben wollen, melden dies der vorgesetzten
Stelle. Eine Bewilligung der Anstellungsinstanz
ist erforderlich, sofern vereinbarte Arbeitszeit
beansprucht wird. Vorbehalten bleiben Ämter
mit Amtszwang,

2 Die Bewilligung kann mit Auflagen zur Kompen-
sation beanspruchter Arbeitszeit und zur Ab-
gabe von Nebeneinnahmen verbunden werden.

Die Angestellten können verpflichtet werden, sich
einer vertrauensärztlichen Untersuchung zu un-
terziehen.

l Die Exekutive bezeichnet die arbeitsfreien
Tage.

2 Sie legt den Arbeitsschluss für die Vortage von
Feiertagen fest,

3 Wer aus betrieblichen Gründen an arbeitsfreien
Tagen arbeiten muss, hat Anspruch auf Aus-
gleich durch Freizeit von gleicher Dauer, Die
Exekutive erlässt nähere Bestimmungen,

Der Ferienanspruch richtet sich nach kantonalem
Recht.

c

Art. 63 Ferien

13
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Art, 64 Bezug, Berechnung

Art. 65 Abwesenheit
wegen Krankheit
und Unfall

Art. 66 Abwesenheit wegen
Militär-, Zivilschutz-
dienst etc.

Art. 67 Urlaub

Personalakten und
Datenschutz

Art, 68 Datenschutz

V. Versicherungen

Art. 69 Kranken- und
Unfallversicherung

1 Die Exekutive ordnet den Ferienbezug und die
Berechnung des Anspruchs für Angestellte,
welche das Arbeitsverhältnis im Laufe eines
Kalenderjahres antreten oder verlassen.

2 Sie regelt die Kürzung des Ferienanspruches
bei Abwesenheiten infolge Krankheit, Unfall,
Urlaub, Militär- und Zivilschutzdienst oder aus
anderen Gründen.

1 Wer aus gesundheitlichen Gründen an der
Arbeit verhindert ist, hat dies der vorgesetzten
Stelle unverzüglich zu melden. Die Exekutive
regelt die Pflicht zur Einreichung von ärztlichen
Zeugnissen.

2 Die Exekutive kann Vorschriften über die wei-
teren Pflichten der Angestellten bei Arbeitsun-
fähigkeit infolge von Krankheit oder Unfall, über
die Betreuung und Kontrolle sowie über das
Verfahren bei Krankmeldung erlassen,

Die Exekutive bezeichnet die freiwilligen Dienst-
leistungen, die dem obligatorischen Militärdienst
gleichgestellt sind.

Die Exekutive regelt die Gewährung von bezahl-
tem und unbezahltem Urlaub,

Der Datenschutz richtet sich nach dem überge-
ordneten Recht.

Die Mitarbeiter werden im Rahmen der gesetz-
lichen Bestimmungen auf Kosten der Gemeinde
gegen Berufs- und Nichtberufsunfälle versichert.

IV

t4
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Art. 70 Lohn bei Krankheit,
Unfall, Schwanger-
schaft und Nieder
kunft

Art. 71 Pensionskasse

VI Vom Volk
gewählte Beamte

Art.72 Gemeindeammann
und Betreibungs-
beamter

Art. 73 Friedensrichter

VlL Rechtsschutz

Art.74 Rechtsmittel-
belehrung

Art. 75 Anhörungsrecht

Die Exekutive regelt die Lohnfortzahlung

Die Gemeinde ist der Beamtenversicherungskas-
se des Kantons Zürich angeschlossen, Das Per-
sonal ist entsprechend den Vertragsbedingungen
versichert.

Die Besoldung des Gemeindeammann/Betrei-
bungsbeamten wird durch den Gemeinderat fest-
gesetzt. Soweit übergeordnetes Recht nichts an-
deres regelt, gelten weiter die Bestimmungen die-
ser Verordnung.

Die Besoldung des Friedensrichters wird durch
den Gemeinderat festgesetzt. Soweit übergeord-
netes Recht nichts anderes regelt, gelten weiter
die Bestimmungen dieser Verordnung.

Personalrechtliche Anordnungen sind mit einer
Rechtsm ittelbelehru ng zu versehen.

1 Die Angestellten sind vor Erlass einer sie bela-
stenden Verfügung anzuhörèn.

2 Von der vorgängigen Anhörung kann abgese-
hen werden/ wenn ein sofortiger Entscheid im
öffentlichen Interesse notwendig ist, Die Anhö-
rung ist so bald wie möglich nachzuholen.

Soweit diese Verordnung nichts Abweichendes
regelt, richtet sich der Weiterzug von personal-
rechtlichen Entsche¡dungen durch das Gemeinde-

Art. 76 Rechtsmittel

15
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Art.77 Schutz vor
u ngerechtfertigten
Angriffen

VIIL Schluss-
bestimmungen

Art, 78 Vollzug

Art.79 Ubergangs-
bestimmungen

personal nach dem Verwaltungsrechtspflegege-
setz.

1 Die Gemeinde schritzt ihre Angestellten vor
u n gerechtferti gten An g riffen u nd Ansprüchen.

2 Die Exekutive regelt die volle oder teilweise
Übernahme der Kosten für den Rechtsschutz
der Angestellten, wenn diese im Zusammen-
hang mit der Ausübung ihres Dienstes auf dem
Rechtsweg belangt werden, oder wenn sich zur
Wahrung ihrer Rechte gegenüber Dritten die Be-
schreitung des Rechtsweges als notwendig er-
weist.

Die Exekutive erlässt die erforderlichen Vorschrif-
ten für den Vollzug dieser Verordnung

1 Für alle beim Inkrafttreten dieser Verordnung
bereits bestehenden Arbeitsverhältnisse gelten
ab diesem Zeitpunkt deren Bestimmungen,
Ausführu ngserlasse ei ngesch lossen. Soweit bis-
herige Arbeitsverhältnisse mit der neuen Ver-
ordnung nicht übereinstimmen, gehen deren Be-
stimmungen vor.

2 Für Arbeitsverhältnisse, die beim Inkrafttreten
dieser Verordnung bereits gekündigt, aber noch
nicht aufgelöst sind, gilt bisheriges Recht.

3 Vorbehalten bleiben weitergehende Ansprüche
hinsichtlich der Lohnfortzahlung bei Krankheit
und Unfall sowie die beim Inkrafttreten weiter-
gehende Ferienansprüche.

4 Soweit bisherige vertraglich bestehende Abre-
den mit der neuen Personalverordnung nicht
übereinstimmen, gehen die Bestimmungen der
neuen Personalverordnung vor.

s Von der Verordnung abweichende vertragliche
Abreden sind an das neue Recht anzupassen.
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Art. B0 Inkraftsetzung,
Aufhebung der
früheren Verordnung

Erlassen am L2. Dezember 2005

Gemeindeversammlung Fehraltorf

Der Gemeinderat ordnet weitere Fragen des
Übergangs zum neuen Recht.

6 Die Rechtsbeziehungen zwischen Gemeinde
und Mitgliedern von Behörden und Kommis-
sionen richten sich bis zum Erlass einer be-
sonderen Regelung nach der Verordnung über
die Dienst- und Besoldungsverhältnisse des
Gemeindepersonals, die Entschädigungen der
Behörden und Kommissionen, der Funktionäre,
die Gemeindezulage an die Lehrerschaft und
den reformierten Pfarrer vom 18, April Ig72 /
17, Dezember 1984 / 6. Juli L992.

1 Diese Verordnung tritt auf Beginn der Amts-
dauer 2OO6/2OLO in Kraft.

2 Auf den gleichen Zeitpunkt werden die Bestim-
mungen der Verordnung über die Dienst- und
Besoldungsverhältnisse des Gemeindeperso-
nals, die Entschädigungen der Behörden und
Kommissionen, der Funktionäre, die Gemein-
dezulage an die Lehrerschaft und den refor-
mierten Pfarrer vom 18. April 1972 / t7. De-
zember 1984 / 6. Juli 1992 aufgehoben.

Wilfried Ott
Gemeindepräsident

Marcel Wehrli
Gemeindeschreiber
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